
StVollstrO: § 33 Vorführungs- und Haftbefehl

§ 33  Vorführungs- und Haftbefehl 
 
(1) Die Vollstreckungsbehörde erlässt einen Vorführungs- oder Haftbefehl (vergleiche § 457 Absatz 2 Satz 1 
StPO), wenn die verurteilte Person sich auf die an sie ergangene Ladung (§ 27 Absatz 3) ohne 
ausreichende Entschuldigung nicht

1.  binnen einer ihr gesetzten Frist (§ 27 Absatz 2 Satz 1) oder
 
2.  im Falle einer Ladung zum sofortigen Strafantritt (§ 27 Absatz 2 Satz 2) spätestens am Tage nach 
deren Zustellung zum Strafantritt gestellt hat.

 
(2) Dasselbe gilt, wenn

1.  der Verdacht begründet ist, die verurteilte Person werde sich der Strafvollstreckung entziehen,
 
2.  die verurteilte Person sich nach mündlicher Eröffnung der Ladung (§ 27 Absatz 3 Satz 3) nicht zum 
sofortigen Strafantritt bereit zeigt oder

 
3.  die verurteilte Person aus dem Strafvollzug entwichen ist oder sich sonst dem Vollzug entzieht (§ 457 
Absatz 2 StPO).

 
(3) 1Zur Beschleunigung der Strafvollstreckung kann ein Vorführungs- oder Haftbefehl bereits bei der 
Ladung für den Fall ergehen, dass die verurteilte Person sich nicht fristgemäß oder nicht rechtzeitig stellt. 
2Er darf erst vollzogen werden, wenn

1.  der Zugang der Ladung nachgewiesen ist und die Vollstreckungsbehörde durch Anfrage bei der 
Vollzugsanstalt festgestellt hat, dass die verurteilte Person sich nicht bis zu dem in der Ladung 
bezeichneten Zeitpunkt gestellt hat, oder

 
2.  die Ladung nicht ausführbar und der Verdacht begründet ist, die verurteilte Person werde sich der 
Vollstreckung entziehen.

 
(4) Der Vorführungs- oder Haftbefehl muss enthalten:

1.  die genaue Bezeichnung der verurteilten Person;
 
2.  die Angabe der zu vollstreckenden Entscheidung;

 
3.  Art und Dauer der zu vollstreckenden Strafe;

 
4.  den Grund der Vorführung oder Verhaftung;

 
5.  das Ersuchen um Vorführung oder Verhaftung;

 
6.  die Angabe der Vollzugsanstalt, in welche die verurteilte Person eingeliefert werden soll;

 
7.  bei Ersatzfreiheitsstrafen die Angabe des Geldbetrages, bei dessen nachgewiesener Zahlung die 
Vorführung oder Verhaftung unterbleibt.

 
(5) 1Um die Vollziehung von Vorführungs- und Haftbefehlen können die Polizeidienststellen des Landes 
ersucht werden, bei Soldatinnen und Soldaten auch die Feldjägereinheiten. 2Soll die Polizeidienststelle 
eines anderen Landes ersucht werden, so ist nach § 9 Absatz 1 Satz 1 und 2 zu verfahren.



(6) Der Vorführungs- oder Haftbefehl ist der verurteilten Person, wenn möglich bei der Ergreifung, bekannt 
zu geben.


